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Vorbemerkung 

Dieses MerkblaT enthält allgemeine Hinweise zum WirtschaQsprüfungsexamen und erläutert 

die Zulassung zur Prüfung und das Prüfungsverfahren.  

Für Fragen zur Zulassung stehen die Prüfungsstelle für das WirtschaQsprüfungsexamen bei der 

WirtschaQsprüferkammer (Prüfungsstelle) und die LandesgeschäQsstellen der WirtschaQsprü-

ferkammer (s. u. I.2.) zur Verfügung. 

Die Hinweise zur Zulassung zur Prüfung, insbesondere zum Antrag (s. u. II.2.), sind sorgfälKg zu 

beachten. Zulassungsanträge müssen eindeuFg und vollständig einschließlich der beizufügen-

den Unterlagen sein. Zulassungsanträge, die diese Voraussetzungen nicht erfüllen, müssen wir 

kostenpflichKg zurückweisen. 

Für die Teilnahme an der verkürzten Prüfung zum WirtschaIsprüfer für vereidigte Buchprüfer 

(§ 13a WPO) enthält ein spezielles MerkblaO der Prüfungsstelle ergänzende Hinweise zum Zu-

lassungs- und Prüfungsverfahren! 

Es informiert im Detail über  

- die Prüfungsgebiete,  

- den Umfang der schriQlichen und mündlichen Prüfung, 

- die Prüfungsdurchführung und 

- die Anrechnung von vorangegangenen Prüfungsversuchen. 

I. Allgemeines 

1. Rechtsgrundlagen 

• Gesetz über eine Berufsordnung der WirtschaQsprüfer (WirtschaQsprüferordnung – WPO), 

zuletzt geändert durch ArKkel 4 des Gesetzes vom 17. Januar 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 12) 

(WPO) 

• WirtschaQsprüferprüfungsverordnung (WiPrPrüfV), zuletzt geändert durch ArKkel 23 des 

Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154)  

• WirtschaQsprüfungsexamens-Anrechnungsverordnung (WPAnrV), zuletzt geändert durch 

ArKkel 4 der Verordnung vom 28. April 2016 (BGBl. I S. 1046) 
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Die einschlägigen RechtsvorschriQen finden Sie im Internet auf der Seite der WirtschaQsprüfer-

kammer („WPK > RechtsvorschriQen“). 

2. Zuständigkeiten und Ansprechpartner 

Für die Durchführung und OrganisaKon der Zulassungs- und Prüfungsverfahren ist die Prüfungs-

stelle zuständig. Die Prüfungsstelle bezieht in die Durchführung ihrer Aufgaben die Landesge-

schäQsstellen der WirtschaQsprüferkammer ein. Die Prüfung als WirtschaQsprüfer wird vor der 

Prüfungskommission abgelegt, die bundesweit zuständig ist. 

Die Prüfungsstelle und die LandesgeschäQsstellen der WirtschaQsprüferkammer sind wie folgt 

erreichbar:  

• Prüfungsstelle bei der WirtschaQsprüferkammer 
Rauchstraße 26, 10787 Berlin 
Telefon +49 30 726161-0, Telefax +49 30 726161-196 
E-Mail pruefungsstelle@wpk.de 

• WirtschaQsprüferkammer 
LandesgeschäQsstelle Baden-WürTemberg 
Calwer Straße 11, 70173 StuTgart 
Telefon +49 711 23977-10, Telefax +49 711 23977-12 
E-Mail lgs-stuTgart@wpk.de 

• WirtschaQsprüferkammer 
LandesgeschäQsstelle Bayern 
Marsstraße 4, 80335 München 
Telefon +49 89 544616-10, Telefax +49 89 544616-12 
E-Mail lgs-muenchen@wpk.de 

• WirtschaQsprüferkammer 
LandesgeschäQsstelle Berlin, Brandenburg, Sachsen und Sachsen-Anhalt 
Rauchstraße 26, 10787 Berlin 
Telefon +49 30 726161-195, Telefax +49 30 726161-199 
E-Mail lgs-berlin@wpk.de 

• WirtschaQsprüferkammer 
LandesgeschäQsstelle Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern,  
Niedersachsen und Schleswig-Holstein  
Ferdinandstraße 12, 20095 Hamburg  
Telefon +49 40 8080343-0, Telefax +49 40 8080343-12 
E-Mail lgs-hamburg@wpk.de 

• WirtschaQsprüferkammer 
LandesgeschäQsstelle Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Thüringen  
Sternstraße 8, 60318 Frankfurt am Main  
Telefon +49 69 3650626-30, Telefax +49 69 3650626-32 
E-Mail lgs-frankfurt@wpk.de 

• WirtschaQsprüferkammer 
LandesgeschäQsstelle Nordrhein-Wesqalen 

mailto:pruefungsstelle@wpk.de
mailto:lgs-stuttgart@wpk.de
mailto:lgs-muenchen@wpk.de
mailto:lgs-berlin@wpk.de
mailto:lgs-hamburg@wpk.de
mailto:lgs-frankfurt@wpk.de
mailto:pruefungsstelle@wpk.de
mailto:lgs-stuttgart@wpk.de
mailto:lgs-muenchen@wpk.de
mailto:lgs-berlin@wpk.de
mailto:lgs-hamburg@wpk.de
mailto:lgs-frankfurt@wpk.de
https://www.wpk.de/wpk/rechtsvorschriften/
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Tersteegenstraße 14, 40474 Düsseldorf 
Telefon +49 211 84362-410, Telefax +49 211 84362-485  
E-Mail lgs-duesseldorf@wpk.de 

3. Termine und Antragsfristen 

Die Prüfung als WirtschaQsprüfer wird grundsätzlich zweimal im Jahr durchgeführt.  

Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember 

  

7 
Klausuren 

(alle  
Module) 

    

Mündliche Prüfung 
Februartermin 
(alle Module) 

  

7 
Klausuren 

(alle 
 Module) 

  

Mündliche Prüfung 
Juni- und AugusGermin 

(alle Module) 

 

3 
Klausuren 

(ABWL,  
VWL 

+ 
WR) 

  
  

Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung ist 

- für den 1. Prüfungstermin bis zum 31. August des Vorjahres  

- für den 2. Prüfungstermin bis zum 28. Februar bzw. 29. Februar desselben Jahres 

zu stellen. Entscheidend ist der fristgemäße Eingang bei einer LandesgeschäQsstelle oder der 

Prüfungsstelle. Das gilt auch für Anträge auf erneute Zulassung zur Prüfung, die Zulassung zur 

Wiederholung der Prüfung. Später eingehende und unvollständige Anträge können nicht be-

rücksichKgt werden und werden zurückgewiesen. 

Mit dem Zulassungsantrag ist die Anmeldung zu mindestens einer Modulprüfung (s. u. II.2.) 

erforderlich. Diese Anmeldung ersetzt nicht den Zulassungsantrag, sie muss zusätzlich erfol-

gen! 

Die individuell abzulegenden Modulprüfungen können – außer bei der vorgezogenen Zulassung 

(s. u. II.1.4.) – auf einmal in dem ersten Prüfungstermin in Angriff genommen oder ansonsten 

auf mehrere Prüfungstermine verteilt werden. 

Der Antragszeitraum gilt auch bei der Anmeldung zu einer oder mehreren weiteren Mo-

dulprüfung/en. Nur bis zu dessen Ende – 28. (29.) Februar bzw. 31. August – können sich be-

reits zur Prüfung zugelassene Kandidaten zur Ablegung einer  

oder mehrerer weiterer Modulprüfung/en im kommenden Prüfungstermin anmelden. Das gilt 

auch für die Anmeldung zur Wiederholung einer Modulprüfung. Später eingehende 

mailto:lgs-duesseldorf@wpk.de
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Anmeldungen können nicht berücksichFgt werden. – Ein neuer Antrag auf Zulassung zum 

WirtschaIsprüfungsexamen muss bei der Anmeldung zu einer oder mehreren weiteren Mo-

dulprüfungen nicht gestellt werden! 

II. Zulassung zur Prüfung/Anmeldung zur Modulprüfung 

1. Zulassungsvoraussetzungen 

Die Zulassung zur Prüfung setzt nach § 8 WPO eine besKmmte Vorbildung und nach § 9 WPO 

eine für die Ausübung des Berufes genügende prakFsche Ausbildung  

voraus.  

1.1. Vorbildung 

Als Vorbildung verlangt § 8 WPO eine abgeschlossene Hochschulausbildung. Auf deren Nach-

weis kann verzichtet werden, wenn Bewerber  

1. sich in mindestens zehnjähriger TäKgkeit als BeschäQigte bei einem WirtschaQsprüfer, einer 

WirtschaQsprüfungsgesellschaQ, einem vereidigten Buchprüfer, einer Buchprüfungsgesell-

schaQ, einem genossenschaQlichen Prüfungsverband oder der Prüfungsstelle eines Sparkas-

sen- und Giroverbandes oder einer überörtlichen Prüfungseinrichtung für KörperschaQen 

und Anstalten des öffentlichen Rechts bewährt haben – die Zeiten einer Berufsausbildung 

werden nicht berücksichKgt – oder  

2. mindestens fünf Jahre den Beruf als vereidigter Buchprüfer oder als Steuerberater ausgeübt 

haben.  

1.2. TäFgkeit 

Nach § 9 WPO setzt die Zulassung eine für die Ausübung des Berufes als WirtschaQsprüfer ge-

nügende prakKsche Ausbildung (TäKgkeit) voraus. Bewerber mit abgeschlossener Hochschul-

ausbildung haben eine wenigstens dreijährige TäKgkeit bei einem WirtschaQsprüfer, einer Wirt-

schaQsprüfungsgesellschaQ, einem vereidigten Buchprüfer, einer BuchprüfungsgesellschaQ, ei-

nem genossenschaQlichen Prüfungsverband oder der Prüfungsstelle eines Sparkassen- und Gi-

roverbandes oder einer überörtlichen Prüfungseinrichtung für KörperschaQen und Anstalten 

des öffentlichen Rechts nachzuweisen. Hat die Regelstudienzeit des Studiums weniger als acht 
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Semester betragen, verlängert sich die nachzuweisende TäKgkeit auf vier Jahre. Die TäKgkeit 

muss in jedem Fall nach Erwerb des ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschlusses er-

bracht werden. Bis zur Höchstdauer von einem Jahr kann auf diese drei- bzw. vierjährige TäKg-

keit eine RevisorentäKgkeit in größeren Unternehmen oder eine TäKgkeit als Steuerberater oder 

eine TäKgkeit in einem Prüfungsverband nach § 26 Abs. 2 des Kreditwesengesetzes oder eine 

mit der PrüfungstäKgkeit im Zusammenhang stehende TäKgkeit bei der WirtschaQsprüferkam-

mer, bei der Abschlussprüferaufsichtsstelle oder bei einer Personenvereinigung nach § 43a Abs. 

1 Nr. 9 WPO angerechnet werden. Dasselbe gilt für Prüfer im öffentlichen Dienst, sofern sie 

nachweislich selbstständig Prüfungen von größeren Betrieben durchgeführt haben. Angerech-

net auf die TäKgkeitszeit wird auch eine TäKgkeit im Ausland, wenn sie bei einer Person abge-

leistet wurde, die in dem ausländischen Staat als sachverständiger Prüfer ermächKgt oder be-

stellt ist, und wenn die Voraussetzungen für die ErmächKgung oder Bestellung den VorschriQen 

der WirtschaQsprüferordnung im Wesentlichen entsprechen.  

Unterbrechungen der prakKschen TäKgkeit durch Sonderurlaub, Elternzeit oder längere Krank-

heitszeiten sind keine TäFgkeitszeit. Überstunden werden weder als TäKgkeit (§ 9 Abs. 1 WPO) 

noch als PrüfungstäKgkeit (§ 9 Abs. 2 WPO, s. u. I.1.3.) berücksichKgt. Eine 50-Stunden-Woche 

z. B. zählt als eine Woche, nicht als 1,25 Wochen. Urlaubstage oder -wochen, die entstehen, 

weil zuvor in entsprechendem Umfang Überstunden geleistet wurden, werden als Form des 

Sonderurlaubs bewertet (s. o.). Sonderurlaub, der über den vertraglich zustehenden Urlaub des 

laufenden Jahres oder aufgesparten Jahresurlaub aus Vorjahren hinausgeht, findet weder als 

TäKgkeit noch als PrüfungstäKgkeit BerücksichKgung. Wenn sich z. B. an sechs Arbeitswochen 

mit insgesamt 300 Stunden Arbeitszeit siebeneinhalb Tage (Sonder-)Urlaub zum Ausgleich der 

Mehrstunden anschließen, werden nur die sechs Arbeitswochen als TäKgkeit/PrüfungstäKgkeit 

berücksichKgt.  

Zeiten für den Besuch von Lehrgängen zur Vorbereitung auf die Prüfung als WirtschaQsprüfer 

oder als Steuerberater können nicht auf die erforderliche TäKgkeitszeit angerechnet werden, da 

es sich hierbei nicht um Zeiten einer prakKschen Ausbildung handelt. Dies gilt nicht, soweit für 

diesen Besuch der vertraglich zustehende Urlaub des laufenden Jahres oder aufgesparter Jah-

resurlaub aus Vorjahren in Anspruch genommen wird.  

1.3. PrüfungstäFgkeit 
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Jeder Bewerber muss nachweisen, von seiner gesamten TäKgkeit wenigstens während der 

Dauer zweier Jahre überwiegend an Abschlussprüfungen teilgenommen und bei der Abfassung 

der Prüfungsberichte mitgewirkt zu haben. Das bedeutet, dass wenigstens 53 Wochen Prü-

fungstäKgkeit (Teilnahme an Abschlussprüfungen und Mitwirkung bei der Abfassung der Prü-

fungsberichte) während einer insgesamt mindestens zweijährigen Mitarbeit bei einer Stelle ge-

mäß § 9 Abs. 3 WPO nachzuweisen sind. Während dieser „PrüfungstäKgkeit“ sollen Bewerber 

insbesondere an gesetzlich vorgeschriebenen Abschlussprüfungen teilgenommen und an der 

Abfassung der Prüfungsberichte hierüber mitgewirkt haben.  

Die PrüfungstäKgkeit muss bei Bewerbern, 

- die ein abgeschlossenes Studium nachweisen, nach Erwerb des ersten berufsqualifizieren-

den Hochschulabschlusses, 

- die nach mindestens zehnjähriger TäKgkeit bei einem WirtschaQsprüfer, einer WirtschaQs-

prüfungsgesellschaQ etc. zur Prüfung zugelassen werden, nach dem fünQen Jahr ihrer Mit-

arbeit,  

- die nach mindestens fünxähriger Ausübung des Berufs als vereidigter Buchprüfer oder als 

Steuerberater ihre Zulassung zur Prüfung beantragen, während oder nach dieser berufli-

chen TäKgkeit 

abgeleistet worden sein.  

BerücksichFgt werden kann in allen Fällen nur PrüfungstäFgkeit, die während einer insgesamt 

mindestens zweijährigen Mitarbeit bei  

- einem WirtschaQsprüfer,  

- einer WirtschaQsprüfungsgesellschaQ,  

- einem vereidigten Buchprüfer,  

- einer BuchprüfungsgesellschaQ,  

- einem genossenschaQlichen Prüfungsverband, einer Prüfungsstelle von Sparkassen- und 

Giroverbänden oder einer überörtlichen Prüfungseinrichtung für KörperschaQen und An-

stalten des öffentlichen Rechts, in denen ein WirtschaQsprüfer täKg ist, oder  

- in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertrags-

staat des Abkommens über den Europäischen WirtschaQsraum zugelassenen Abschluss-

prüfern oder dort zugelassenen PrüfungsgesellschaQen 

ausgeübt worden ist.  
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Die prakKsche TäKgkeit – TäKgkeit und PrüfungstäKgkeit – kann auch in Teilzeit ausgeübt wer-

den. TeilzeitbeschäQigungen werden nur anteilig, also in dem Umfang als TäKgkeit und Prü-

fungstäKgkeit berücksichKgt, der dem Verhältnis zwischen der TeilzeitbeschäQigung und einer 

VollzeiTäKgkeit (40-Stunden-Woche) entspricht.  

Der Nachweis der TäFgkeit und der PrüfungstäFgkeit enjällt für Bewerber, die seit mindestens 

fünfzehn Jahren – d. h. ohne Unterbrechung – den Beruf als Steuerberater oder vereidigter 

Buchprüfer ausgeübt haben. 

Die Zulassungsvoraussetzungen sollen bis zum Ende der Antragsfrist erfüllt sein. Sie müssen bis 

zur Entscheidung über die Zulassung zum jeweiligen Prüfungstermin erfüllt sein. Die Zulassung 

erfolgt grundsätzlich Anfang Januar für den 1. Prüfungstermin und MiTe Mai sowie MiTe Juli für 

den 2. Prüfungstermin. Sie wird den Kandidaten mit der Ladung zu der schriQlichen Prüfung 

(s. u. III.4.) mitgeteilt. 

GleichzeiFg werden bereits zugelassene Kandidaten zu der schriIlichen Prüfung geladen, die 

sich zur Ablegung einer oder mehrerer weiterer Modulprüfung/en angemeldet haben. 

1.4. Vorgezogene Zulassung 

Seit August 2021 ist es möglich, Teile des WirtschaIsprüfungsexamens – die Modulprüfungen 

in den Prüfungsgebieten „Angewandte BetriebswirtschaQslehre, VolkswirtschaQslehre“, „Wirt-

schaQsrecht“ und „Steuerrecht“ – abzulegen, auch wenn die für die Teilnahme an der Prüfung 

erforderliche prakKsche TäKgkeit einschließlich der erforderlichen PrüfungstäKgkeit noch nicht 

vollständig erfüllt ist. Für diese vorgezogene Zulassung sind – außer der erforderlichen Vorbil-

dung (§ 8 WPO) (s. o. II.1.1.) – mindestens sechs Monate prakFsche TäFgkeit nach § 9 Abs. 1 

WPO (s. o. II.1.2.) nachzuweisen. Es reicht aus, wenn aus einer entsprechenden Arbeitgeberbe-

scheinigung hervorgeht, dass, in welchem Zeitraum und in welchem Umfang (Vollzeit/Teilzeit) 

man bei ihm täKg war bzw. ist. Hierbei muss es sich weder um eine prüfungsnahe TäKgkeit han-

deln noch muss die TäKgkeit genauer aufgegliedert oder dargestellt werden. 

Nur für die Teilnahme an der Modulprüfung „WirtschaIliches Prüfungswesen, Unternehmens-

bewertung und Berufsrecht“ müssen die Zulassungsvoraussetzungen wie bisher vollständig 

erfüllt und nachgewiesen werden. 

2. Antrag 



11 

Der Antrag auf Zulassung zum WirtschaQsprüfungsexamen ist schriQlich oder elektronisch oder 

über das Onlineportal WirtschaQsprüfungsexamen grundsätzlich an die LandesgeschäQsstelle 

der WirtschaQsprüferkammer (s. o.  I.2.) zu richten, in deren Zuständigkeitsbereich der Bewer-

ber wohnt. Das gilt auch für die Anmeldung zu einer oder mehreren weiteren Modulprüfungen. 

KandidaKnnen und Kandidaten, die ihren Zulassungsantrag über das Onlineportal WirtschaQs-

prüfungsexamen gestellt haben, können sich dort auch zu weiteren Modulprüfungen anmelden. 

Bei allen übrigen KandidaKnnen und Kandidaten bleibt es zunächst bei der KommunikaKon per 

Post, Fax oder E-Mail.  

Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung oder die Anmeldung zu einer oder mehreren weiteren 

Modulprüfung/en muss einer LandesgeschäQsstelle oder der Prüfungsstelle 

- für den 1. Prüfungstermin bis zum 31. August des Vorjahres  

- für den 2. Prüfungstermin bis zum vorangehenden 28. Februar bzw. 29. Februar 

vorliegen. Das gilt auch für die erneute Zulassung zur Prüfung, die Zulassung zur Wiederholung 

der Prüfung. Auch zur Prüfung zugelassene Kandidaten, die sich für den Fall des Nichtbestehens 

einer Modulprüfung die Möglichkeit offen halten möchten, diese Modulprüfung unmiTelbar be-

reits in dem nächsqolgenden Prüfungstermin zu wiederholen, müssen sich bis zum Ende des 

o. g. Antragszeitraums hierzu anmelden. 

Wird der Zulassungsantrag nicht über das Onlineportal WirtschaQsprüfungsexamen gestellt, 

muss aus dem – selbst zu formulierenden – Antragsschreiben hervorgehen, dass die Zulassung 

zur Prüfung als WirtschaQsprüfer beantragt wird und auf welchen Prüfungstermin sich der Zu-

lassungsantrag bezieht (z. B.: „Hiermit beantrage ich meine Zulassung zum Wirtscha5sprüfungs-

examen zum Prüfungstermin im 2. Halbjahr 2025.“). Entscheidend ist der fristgemäße Eingang 

bei einer LandesgeschäQsstelle oder der Prüfungsstelle. Später eingehende Anträge können 

nicht berücksichKgt werden und werden zurückgewiesen. 

Für die Anmeldung zu einer Modulprüfung steht auf der Internetseite der WirtschaQs-prüfer-

kammer (www.wpk.de) unter „Nachwuchs > Prüfungsstelle > Hinweise zur Durchführung des 

Examens“ ein entsprechendes Formular („Vordrucke und Muster“, Seite 1) zu Verfügung. Wurde 

der Zulassungsantrag über das Onlineportal WirtschaQsprüfungsexamen gestellt, ist dort auch 

die Anmeldung zu weiteren Modulprüfungen möglich. 

Bis zum Ablauf des jeweiligen Antragszeitraums kann nur die Zulassung zum nächsjolgenden 

Prüfungstermin beantragt werden. D. h., dass bis zum 28. (29.) Februar nur die Zulassung zum 

2. Prüfungstermin mit der schriQlichen Prüfung im Juni und August und bis zum 31. August nur 

https://www.wpk.de/examensportal/
https://www.wpk.de/examensportal/
https://www.wpk.de/examensportal/
https://www.wpk.de/examensportal/
https://www.wpk.de/nachwuchs/pruefungsstelle/examensdurchfuehrung/
https://www.wpk.de/nachwuchs/pruefungsstelle/examensdurchfuehrung/
https://www.wpk.de/fileadmin/documents/Nachwuchs/Pruefungsstelle/Vordruck-Muster.pdf
https://www.wpk.de/examensportal/
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die Zulassung zum 1. Prüfungstermin im Folgejahr beantragt werden kann. Eine Verschiebung 

des Antrags auf einen späteren Prüfungstermin ist nicht möglich.  

Das gilt ebenso für die Anmeldung zu einer Modulprüfung. Sie muss bis zum Ablauf des jeweili-

gen Antragszeitraums erfolgen und kann danach nicht auf einen späteren Prüfungstermin und 

auch nicht innerhalb des 2. Prüfungstermins („Juni staT August“ bzw. „August staT Juni“) ver-

schoben werden. 

Die Prüfungsstelle behält sich für jeden Prüfungstermin vor, Kandidaten aus organisatorischen 

Gründen einer anderen LandesgeschäQsstelle der WirtschaQsprüferkammer als der, bei der die 

Prüfungszulassung beantragt worden ist, zur weiteren Durchführung des Zulassungs- und Prü-

fungsverfahrens zuzuweisen. In diesem Fall wird auf den Zeitpunkt des Eingangs des Zulassungs-

antrages abgestellt werden.  

Zulassungsanträge müssen eindeuFg und vollständig einschließlich der beizufügenden Unter-

lagen sein. Zulassungsanträge, die diese Voraussetzungen nicht erfüllen, müssen wir kosten-

pflichFg zurückweisen. 

Mit dem Zulassungsantrag muss die Anmeldung zu mindestens einer Modulprüfung erfolgen. 

Die Anmeldung ist zusätzlich zu dem Zulassungsantrag erforderlich. Es reicht nicht aus, sich nur 

zu einer oder mehreren Modulprüfungen anzumelden! 

Für die Ablegung aller Module stehen sechs Jahre zur Verfügung. Dieser Prüfungszeitraum be-

ginnt mit der Zulassung zum WirtschaQsprüfungsexamen. Die Anmeldung zu weiteren Mo-

dulprüfungen ist nur möglich, solange seit der Zulassung zur Prüfung noch keine sechs Jahre 

vergangen sind. 

Die Unterlagen und Erklärungen, die dem o. g. Antragsschreiben und der Anmeldung zu min-

destens einer Modulprüfung beizufügen sind, sind in § 1 WiPrPrüfV aufgeführt. Dies sind 

- ein (bei wiederholtem Antrag aktualisierter) tabellarischer Lebenslauf, der genaue Anga-

ben über die Vorbildung und den beruflichen Werdegang enthält. Der Lebenslauf muss 

insbesondere genaue Angaben zu Art und Dauer der BeschäQigungsverhältnisse und zu 

etwaigen Unterbrechungen der prakKschen TäKgkeit durch Vorbereitungskurse, Sonder- 

oder Erziehungsurlaub oder längere Krankheitszeiten (s. o. II.1.) enthalten. Wenn die be-

rufliche TäKgkeit in Teilzeit ausgeübt worden ist, ist der Umfang der TeilzeitbeschäQigung 

anzugeben. Der Lebenslauf muss daKert und sollte unterschrieben sein; 

- Zeugnisse und Urkunden über Hochschulprüfungen (Bachelor-, Master-, Diplom-, Magis-

ter-, Staatsexamens- und PromoFonsprüfung u. ä.), andere einschlägige Prüfungen und 
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die berufliche TäFgkeit (bei in Teilzeit ausgeübter TäKgkeit mit Angaben zum Umfang der 

TeilzeitbeschäQigung), insbesondere mit Angaben über Art und Umfang der PrüfungstäKg-

keit. Angaben über Art und Umfang der PrüfungstäKgkeit enqallen für Bewerber, die seit 

mindestens 15 Jahren den Beruf als Steuerberater oder als vereidigter Buchprüfer ausge-

übt haben; 

- eine Erklärung darüber, ob und bei welcher Stelle bereits früher ein Antrag auf Zulassung 

zur Prüfung eingereicht wurde (bei schriIlicher Antragstellung: Vordruck 1 WP); 

- ein Nachweis der Regelstudienzeit der absolvierten Hochschulausbildung (z. B. durch eine 

Bescheinigung der Hochschule oder durch Vorlage der für das Studium maßgeblichen Stu-

dien- und Prüfungsordnung; in der Regel reicht ein Auszug aus der entsprechenden Ord-

nung, z. B. DeckblaT und der Paragraph, der die Regelstudienzeit festlegt). Der Nachweis 

muss sich auf den Zeitraum beziehen, in dem das Studium absolviert worden ist. Er ist 

dann nicht erforderlich, wenn mindestens vier Jahre TäFgkeit nachgewiesen werden;  

- falls der Nachweis der PrüfungstäFgkeit nicht nach § 9 Abs. 4 WPO enjällt (vgl. Vor-

druck 2 WP), eine Bescheinigung über die PrüfungstäFgkeit nach § 9 Abs. 2 WPO (Mus-

ter 1 und 2 WP). Aus der Bescheinigung müssen Art und Umfang der PrüfungstäKgkeit, 

insbesondere die Teilnahme an Abschlussprüfungen und die Mitwirkung bei der Abfas-

sung der Prüfungsberichte, hervorgehen. Die Bescheinigung hat die ausstellende Stelle 

genau zu bezeichnen, sie ist von dieser auszustellen. Bescheinigungen oder eidesstaTliche 

Versicherungen von Bewerbern, die nicht in eigener Praxis täKg sind, reichen nicht aus. 

Die Bescheinigung ist daher von der Stelle zu erteilen, bei der der Bewerber seine Prü-

fungstäKgkeit abgeleistet hat. Falls Zeugnisse über die berufliche TäKgkeit (s. o.) die erfor-

derlichen Angaben zur PrüfungstäKgkeit bereits beinhalten, reicht dies aus.  

Wenn der Nachweis der PrüfungstäKgkeit nicht enqällt, kann die Vorlage von wenigstens 

zwei Prüfungsberichten verlangt werden; zunächst wird von der Vorlage der Berichte ab-

gesehen;  

- falls der Bewerber Steuerberater ist oder die Prüfung als Steuerberater bestanden hat 

(§ 13 WPO) oder einen zur Ausbildung von WirtschaQsprüfern besonders geeigneten Stu-

diengang mit Erfolg abgeschlossen hat (§ 8a WPO) oder im Rahmen einer Hochschulaus-

bildung gleichwerKge Prüfungsleistungen erbracht hat (§ 13b WPO), eine Erklärung dar-

über, ob er die Prüfung in verkürzter Form ablegen will (bei schriIlicher Antragstellung: 

Vordruck 3 WP). – Diese Erklärung kann aber auch noch nach der Zulassung zur Prüfung 
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abgegeben werden, solange die Anmeldung zu dem Modul „Steuerrecht“, um das die 

Prüfung verkürzt werden soll, nicht ausgeschlossen ist. 

Wer z. B. zweimal die Modulprüfung „Steuerrecht“ nicht bestanden hat und sich noch ein 

driTes Mal zu dieser Modulprüfung anmelden könnte und parallel zum WirtschaQsprü-

fungsexamen die Steuerberaterprüfung besteht, kann innerhalb des sechsjährigen Prü-

fungszeitraums die Prüfung – nachträglich – um das Prüfungsgebiet „Steuerrecht“ verkür-

zen. 

Bewerber, die nach mindestens zehnjähriger TäFgkeit als BeschäQigte eines WirtschaQsprü-

fers, einer WirtschaQsprüfungsgesellschaQ, eines vereidigten Buchprüfers, einer Buchprüfungs-

gesellschaQ, eines genossenschaQlichen Prüfungsverbandes oder der Prüfungsstelle eines Spar-

kassen- und Giroverbandes oder einer überörtlichen Prüfungseinrichtung für KörperschaQen 

und Anstalten des öffentlichen Rechts die Zulassung zur Prüfung beantragen (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 

WPO), müssen durch eine BestäFgung des Arbeitgebers den Nachweis erbringen, dass sie sich 

in dieser TäFgkeit „bewährt“ haben. 

Ferner ist im Falle des § 9 Abs. 4 WPO eine Erklärung der zuständigen Berufskammer – enjällt 

bei Zuständigkeit der WirtschaIsprüferkammer – bezüglich der vom Bewerber geltend ge-

machten Zeiten der (ununterbrochenen) Berufsausübung vorzulegen. 

Dem Antrag sind weiterhin beizufügen 

- die Bestellungsurkunde als Steuerberater oder von Bewerbern, die nicht als Steuerberater 

bestellt sind, die Bescheinigung über das Bestehen der Steuerberaterprüfung, falls die 

Prüfung nach § 13 WPO in verkürzter Form abgelegt werden soll; 

- falls die Prüfung nach § 8a WPO in verkürzter Form abgelegt werden soll, 

● Kopie des Zeugnisses und der Urkunde über den Masterabschluss; 

● bei berufsbegleitendem Studium ein Nachweis des Arbeitgebers über den zeitlichen 

Umfang der TäKgkeit während des Studiums; 

- Leistungsnachweise über die im Rahmen einer Hochschulausbildung erbrachten gleich-

werKgen Prüfungsleistungen, falls die Prüfung nach § 13b WPO in verkürzter Form abge-

legt werden soll.  

 Wenn der Hochschule, an der die Prüfungsleistungen erbracht worden sind, nicht zuvor 

von der Prüfungsstelle die GleichwerKgkeit ihrer Prüfungen bestäKgt worden ist, muss zu-

sätzlich für jeden vorgelegten Leistungsnachweis von der Hochschule dessen Gleichwer-

Kgkeit nach § 7 WPAnrV bestäKgt werden („Einzelfallentscheidung“). Das hierfür 



15 

erforderliche Formular steht unter www.wpk.de („Nachwuchs > Examen > Hochschulen > 

Prüfungsleistungen nach § 13b WPO“) zum Download bereit. Zu beachten ist, dass in § 10 

Abs. 2 Halbsatz 2 WPAnrV festgelegt ist, dass Prüfungsleistungen, die auf die Prüfungsge-

biete des WirtschaQsprüfungsexamens angerechnet werden, nach InkraQtreten der Wirt-

schaQsprüfungsexamens-Anrechnungsverordnung (am 8. Juni 2005) erbracht worden sein 

müssen. Des Weiteren ist zu beachten, dass im Rahmen einer Einzelfallentscheidung nur 

Prüfungsleistungen aus einem Studium angerechnet werden können, das spätestens am 

17. Juni 2009 begonnen wurde (§ 10 Abs. 3 WPAnrV). Letztlich darf – das gilt für alle Fälle 

– der Abschluss des Studiengangs, aus dem die Leistungsnachweise stammen, zum Zeit-

punkt der Antragstellung auf Zulassung zum WirtschaQsprüfungsexamens nicht länger als 

acht Jahre zurückliegen (§ 9 Abs. 2 Satz 2 WPAnrV). 

Des Weiteren sollte der Bewerber eine E-Mail-Adresse sowie eine Telefonnummer miTeilen, un-

ter der er ggf. auch kurzfrisFg erreichbar ist, sowie für den Fall einer GebührenerstaTung seine 

Bankverbindung.  

Nach den BesKmmungen der WirtschaQsprüferordnung und ihrer Verordnungen ist es erforder-

lich, dass die WirtschaQsprüferkammer die in dem Zulassungsantrag enthaltenen und im Zulas-

sungs- und Prüfungsverfahren anfallenden personenbezogenen Daten verarbeitet. Die Erhe-

bung und Verarbeitung von Daten dient allein dem Zweck, die Anforderungen der WirtschaQs-

prüferordnung und ihrer Verordnungen umzusetzen. Um die datenschutzrechtlichen Vorausset-

zungen für diese TäKgkeit zu erfüllen, ist dem Zulassungsantrag eine datenschutzrechtliche Er-

klärung beizufügen (bei schriIlicher Antragstellung: Vordruck 5 WP). 

Unterlagen, die nicht in deutscher Sprache verfasst sind, sind mit einer Übersetzung vorzule-

gen. Die Prüfungsstelle kann die Vorlage einer beglaubigten oder von einem öffentlich bestell-

ten oder beeidigten Dolmetscher oder Übersetzer angeferKgten Übersetzung verlangen. 

Der Zulassungsantrag kann bis zur Entscheidung über die Zulassung zurückgenommen wer-

den. Das gilt ebenso für die Anmeldung zu einer Modulprüfung. Auch sie kann bis zur Ent-

scheidung über die Zulassung zurückgenommen werden. Ist mit dem Zulassungsantrag nur 

die Anmeldung zu einer Modulprüfung erfolgt, gilt die Rücknahme dieser Anmeldung gleich-

zeiFg als Rücknahme des Zulassungsantrages.  

Hat sich ein bereits zu der Prüfung zugelassener Kandidat zur Ablegung einer  

oder mehrerer weiterer Modulprüfung/en angemeldet, kann er diese Anmeldung/en zurück-

nehmen, solange er noch nicht zur jeweiligen schriIlichen Modulprüfung geladen ist. 

https://www.wpk.de/fileadmin/documents/Nachwuchs/Examen/WPK--Examen--Formular_Gleichwertigkeit_Pruefungsleistungen.pdf
https://www.wpk.de/nachwuchs/examen/hochschulen/#c1830
https://www.wpk.de/nachwuchs/examen/hochschulen/#c1830
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3. Gebühren 

Für das Zulassungsverfahren hat der Bewerber eine Zulassungsgebühr zu zahlen. Sie beträgt 

nach § 14a WPO, § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der Gebührenordnung der WirtschaQsprüferkammer 

(GebO WPK) 500 Euro. Sie ist mit der Antragstellung fällig. Die WirtschaQsprüferkammer teilt 

dem Bewerber nach Eingang des Zulassungsantrages für die Überweisung der Gebühren eine 

Kontoverbindung und den Buchungsvermerk mit. Vor dieser MiTeilung muss die Gebühr nicht 

überwiesen werden!  

Die Zulassungsgebühr ermäßigt sich im Fall der Antragsrücknahme auf die HälQe. 

Die Prüfungsgebühr ist klausurbezogen. Sie beträgt 500 Euro je Klausur. In den drei Prüfungsge-

bieten mit zwei Aufsichtsarbeiten („WirtschaQliches Prüfungswesen, Unternehmensbewertung 

und Berufsrecht“, „Angewandte BetriebswirtschaQslehre, VolkswirtschaQslehre“ und „Steuer-

recht“) ist eine Prüfungsgebühr von 1.000 Euro zu zahlen (§ 14a WPO, § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 

GebO WPK), in „WirtschaQsrecht“ mit einer Klausur sind es 500 Euro (§ 14a WPO, § 3 Abs. 1 

Satz 2 Nr. 4 GebO WPK). Sie ist mit der Anmeldung zu einer Modulprüfung fällig. Für die Über-

weisung teilt die WirtschaQsprüferkammer eine Kontoverbindung und den Buchungsvermerk 

mit. Vorher muss sie nicht überwiesen werden! 

Wenn die Anmeldung zu einer Modulprüfung zurückgenommen wird, wird die Prüfungsgebühr 

abzüglich einer Bearbeitungsgebühr in Höhe von 20 Prozent erstaTet. 

4. Entscheidung über die Zulassung/Ladung zu einer Modulprüfung 

Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet die Prüfungsstelle. Die Entscheidung über die Zulas-

sung zur Prüfung wird dem Bewerber schriQlich mitgeteilt. Mit diesem Bescheid wird der Be-

werber auch zu der schriQlichen Modulprüfung bzw. den schriQlichen Modulprüfungen geladen, 

zu der bzw. zu denen er sich mit dem Zulassungsantrag angemeldet hat. Mit der Zulassung zur 

Prüfung beginnt das Prüfungsverfahren. Mit der Zulassung kommt ein Prüfungsrechtsverhält-

nis zustande, das den Bewerber zur Teilnahme an der Prüfung verpflichtet.  

Hat sich ein bereits zur Prüfung zugelassener Kandidat zur Ablegung einer oder mehrerer wei-

terer Modulprüfungen angemeldet, wird er zur Ablegung der schriIlichen Modulprüfung ge-

laden. Er ist dann zur Teilnahme an dieser Modulprüfung verpflichtet. 
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TriT ein Kandidat dann von einer Modulprüfung zurück, gilt die Modulprüfung als nicht bestan-

den (§ 21 Abs. 1 Satz 1 WiPrPrüfV). TriT er von der gesamten Prüfung, dem WirtschaQsprü-

fungsexamen, zurück, gilt die gesamte Prüfung als nicht bestanden (§ 21 Abs. 4 WiPrPrüfV).  

Nur wenn ein triQiger Grund vorliegt, an einer Prüfungsarbeit nicht teilzunehmen oder sich der 

mündlichen Prüfung oder Teilen derselben nicht zu unterziehen, gilt dies nicht als RücktriT. 

III. Prüfungsverfahren 

1. Prüfungskommission 

Die Prüfung als WirtschaQsprüfer wird nach § 12 WPO vor der Prüfungskommission abgelegt. 

2. Prüfungsgebiete und Module 

Die Prüfungsgebiete sind in § 4 WiPrPrüfV festgelegt. Es sind  

- „WirtschaQliches Prüfungswesen, Unternehmensbewertung und Berufsrecht“, 

- „Angewandte BetriebswirtschaQslehre, VolkswirtschaQslehre“, 

- „WirtschaQsrecht“ und 

- „Steuerrecht“. 

Die Prüfung gliedert sich entsprechend dieser vier Prüfungsgebiete in vier Module. In jedem 

Modul muss eine Modulprüfung abgelegt werden. Jede Modulprüfung besteht aus einer schriQ-

lichen und einer mündlichen Prüfung. 

Steuerberater, Bewerber, die die Steuerberaterprüfung bestanden haben, Absolventen eines zur 

Ausbildung von WirtschaQsprüfern besonders geeigneten Studiengangs und Bewerber, die im 

Rahmen einer Hochschulausbildung gleichwerKge Prüfungsleistungen erbracht haben, können 

die Prüfung in verkürzter Form ablegen, wenn sie ihrem Zulassungsantrag eine entsprechende 

Erklärung beigefügt haben oder diese Erklärung nach der Zulassung zur Prüfung abgegeben ha-

ben (s. o. II.2.). 

3. Prüfungsgebühr 

Die Prüfungsgebühr von 500 bzw. 1.000 Euro ist nach der Anmeldung zu einer Modulprüfung an 

die WirtschaQsprüferkammer zu zahlen (s. o. II.3.). TriT ein Bewerber bis zum Ende der Bearbei-

tungszeit für die letzte Aufsichtsarbeit von der Modulprüfung zurück, ermäßigt sich die Gebühr 
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auf die HälQe. Da das Prüfungsverfahren mit der Zulassung zur Prüfung bzw. der Ladung zu ei-

ner weiteren Modulprüfung beginnt (s. o. II.4.), muss der Bewerber die HälQe der Modulprü-

fungsgebühr auch dann zahlen, wenn er vor Beginn der schriQlichen Modulprüfung seinen 

RücktriT erklärt oder an keiner Aufsichtsarbeit eines Moduls teilnimmt, ohne dass hierfür ein 

triQiger Grund (s. o. II.4.) besteht.  

4. SchriIliche Prüfung 

4.1.  Allgemein 

Die schriQliche Prüfung findet bei der LandesgeschäQsstelle der WirtschaQsprüferkammer staT, 

die den Bewerber zur Prüfung zugelassen hat.  

Die schriQliche Modulprüfung besteht in den Prüfungsgebieten „WirtschaQliches Prüfungswe-

sen, Unternehmensbewertung und Berufsrecht“, „Angewandte BetriebswirtschaQslehre, Volks-

wirtschaQslehre“ und „Steuerrecht“ aus jeweils zwei unter Aufsicht anzuferKgenden Arbeiten 

(Aufsichtsarbeiten); in „WirtschaQsrecht“ ist eine Aufsichtsarbeit anzuferKgen. Steuerberater, 

Bewerber, die die Prüfung als Steuerberater bestanden haben, und Kandidaten, die die Prüfung 

nach § 8a oder § 13b WPO in verkürzter Form ablegen, ferKgen eine geringere Zahl von Auf-

sichtsarbeiten an. Die Aufsichtsarbeiten im Prüfungstermin II/2024 werden im Juni und August 

2024 geschrieben. Als weitere Termine für Klausuren sind Februar 2025 (I/2025) und Juni und 

August 2025 (II/2025) vorgesehen. Nachfolgende Prüfungstermine werden frühzeiKg bekannt 

gegeben.  

Die Ladung zu den Aufsichtsarbeiten erfolgt mindestens drei Wochen vor Beginn des jeweiligen 

Prüfungstermins. Für jede Aufsichtsarbeit stehen vier bis sechs Stunden zur Verfügung.  

4.2.  Behinderte Menschen 

Behinderten Bewerbern kann die Frist für die Bearbeitung einer Aufsichtsarbeit verlängert wer-

den; die Verlängerung soll zwei Stunden nicht überschreiten. HilfsmiTel und die Inanspruch-

nahme von Hilfeleistungen DriTer, die die besonderen Verhältnisse behinderter Menschen be-

rücksichKgen, sollen zugelassen werden. 

Entsprechende Anträge sind mit dem Zulassungsantrag, spätestens jedoch unverzüglich nach 

der Zulassung zur Prüfung, bzw. mit der Anmeldung zu einer weiteren Modulprüfung zu stel-

len. Dabei ist die Art der Behinderung darzulegen und grundsätzlich durch ein amtsärztliches 
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ATest nachzuweisen (§ 7 Abs. 2 Satz 3 WiPrPrüfV). Den Anträgen sind Unterlagen beizufügen, 

die Aufschluss über Art und Umfang der BeeinträchKgung und den daraus resulKerenden zu-

sätzlichen Zeitbedarf, die notwendigen HilfsmiTel oder die erforderliche Inanspruchnahme von 

Hilfeleistungen DriTer geben. 

4.3.  Zulässige HilfsmiOel 

Werden Gesetzessammlungen zugelassen, sind diese vom Bewerber mitzubringen. Sie dürfen 

als Eigeneintragung nur farbliche Hervorhebungen mit sogenannten Textmarkern und Unter-

streichungen enthalten. Ebenso sind farbige HaInoFzen (sogenannte Fähnchen) als Register 

zulässig, die jedoch nicht beschriIet sein dürfen. Bedruckte Register dürfen daher, z. B. an-

ders als in der Steuerberaterprüfung, nicht verwendet werden. Auf keinen Fall ist es zulässig, 

den Gesetzestext durch Gesetzesquerverweise durch entsprechende Paragraphenangaben, 

durch eigene Erläuterungen oder durch erläuternde Hinweise (wie z. B. Plus- oder Minuszei-

chen, Frage- oder Ausrufezeichen) verständlicher zu machen. Die Aufgabenkommission behält 

sich weitere Änderungen zu den zugelassenen Eintragungen und sonsKgen Kenntlichmachungen 

in den HilfsmiTeln vor. Änderungen werden frühzeiKg bekannt gegeben. Wird als HilfsmiTel ein 

netzunabhängiger Taschenrechner zugelassen, darf dieser nicht programmierbar sein und nicht 

über eine Textausgabe verfügen. Über die zugelassenen HilfsmiOel werden die Kandidaten mit 

der Ladung zu der schriIlichen Prüfung informiert.  

4.4.  Prüfungsablauf 

Rauchen im Prüfungsraum ist nicht gestaTet. Mobiltelefone und anderen elektronische Geräte 

und MiTel dürfen während der schriQlichen Prüfungszeit weder mitgeführt noch benutzt wer-

den. 

4.5. Nichterscheinen 

Wenn ein zu einer Modulprüfung geladener Bewerber zur AnferKgung einer oder mehrerer Auf-

sichtsarbeiten nicht erscheint, gilt dies als RücktriT mit der Folge, dass die Modulprüfung als 

nicht bestanden gilt. Nur wenn für die NichTeilnahme ein triQiger Grund vorliegt, triT diese 

Folge nicht ein. Der Grund für ein Nichterscheinen zur Prüfung ist der Prüfungsstelle unverzüg-

lich schriIlich oder elektronisch oder über das Onlineportal WirtschaQsprüfungsexamen 

https://www.wpk.de/examensportal/
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mitzuteilen und nachzuweisen (§ 21 Abs. 2 Satz 2  

WiPrPrüfV). Kann an einer oder mehreren Aufsichtsarbeiten aus gesundheitlichen Gründen 

nicht teilgenommen werden, ist als Nachweis unverzüglich ein amtsärztliches ATest vorzulegen. 

Für jeden Tag der NichTeilnahme ist ein triQiger Grund erforderlich und nachzuweisen. Der 

Nachweis des triIigen Grundes ersetzt nicht dessen unverzügliche MiOeilung an die Prüfungs-

stelle!  

4.6. Bewertung der Aufsichtsarbeiten  

Jede Aufsichtsarbeit wird von zwei Mitgliedern der Prüfungskommission selbständig bewertet. 

Weichen die Bewertungen einer Arbeit voneinander ab, so gilt der DurchschniT der Bewertun-

gen. Die Noten der schriQlichen Modulprüfung werden dem Bewerber in der Regel mit der La-

dung zur mündlichen Modulprüfung mitgeteilt. 

5. Mündliche Prüfung 

Die mündliche Prüfung findet am Sitz der LandesgeschäQsstellen der WirtschaQsprüferkammer 

staT. 

Die mündliche Prüfung im 1. Prüfungstermin findet in der Regel im Mai und Juni und im 2. Prü-

fungstermin – auch für die Kandidaten, die an der zusätzlichen schriQlichen Prüfung im Juni teil-

genommen haben – im Oktober, November und Dezember, gegebenenfalls auch noch im Januar 

des folgenden Jahres, staT. Terminwünsche können grundsätzlich nicht berücksichKgt werden. 

Die Ladung zur jeweiligen mündlichen Modulprüfung erfolgt möglichst drei Wochen vor der 

Prüfung. 

Jede mündliche Modulprüfung wird vor einer Fachprüfungskommission abgelegt. Sie besteht 

aus einem oder einer Vorsitzenden und einem WirtschaQsprüfer oder einer WirtschaQsprüferin 

und zusätzlich 

- im Prüfungsgebiet „WirtschaQliches Prüfungswesen, Unternehmensbewertung und Berufs-

recht“ einem Vertreter oder einer Vertreterin der WirtschaQ und einem weiteren Wirt-

schaQsprüfer oder einer weiteren WirtschaQsprüferin, 

- im Prüfungsgebiet „Angewandte BetriebswirtschaQslehre, VolkswirtschaQslehre“ einem 

Hochschullehrer oder einer Hochschullehrerin der BetriebswirtschaQslehre und einem Ver-

treter oder einer Vertreterin der WirtschaQ, 
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- im Prüfungsgebiet „WirtschaQsrecht“ einem Mitglied der Prüfungskommission mit der Be-

fähigung zum Richteramt (Volljurist/in) und 

- im Prüfungsgebiet „Steuerrecht“ einem Vertreter oder einer Vertreterin der Finanzverwal-

tung. 

 

 

Besetzung der Prüfungskommission in der mündlichen Prüfung1 

 
Vorsitzende/r BWL-Hochschul-

lehrer/in 
Volljurist/in Vertreter/in der 

Finanz- 
verwaltung 

Vertreter/in der 
Wirtscha< 

Wirtscha<s- 
prüfer/in 1 

Wirtscha<s- 
prüfer/in 2 

Modulprüfung WPW ● – – – ● ● ● 

Modulprüfung ABWL, 
VWL 

● ● – – ● ● – 

Modulprüfung WR ● – ● – – ● – 

Modulprüfung StR ● – – ● – ● – 

Die mündliche Modulprüfung besteht in dem Prüfungsgebiet „WirtschaQliches Prüfungswesen, 

Unternehmensbewertung und Berufsrecht“ aus einem kurzen Vortrag und zwei Prüfungsab-

schniTen. Für den kurzen Vortrag erhält der Bewerber drei Themen zur Wahl – es steht ihm 

eine halbe Stunde Vorbereitungszeit zur Verfügung. Der Vortrag soll die Dauer von zehn Minu-

ten nicht überschreiten. 

Die mündlichen Modulprüfungen in den übrigen Prüfungsgebieten bestehen aus jeweils einem 

PrüfungsabschniT. 

Die Dauer eines PrüfungsabschniTs soll für den einzelnen Kandidaten 15 Minuten nicht über-

schreiten. Bei verkürzten Prüfungen nach § 8a oder § 13b WPO dauert die Prüfung im Einzelfall 

nach den geltenden BesKmmungen der WirtschaQsprüfungsexamens-Anrechnungsverordnung 

länger (§ 6 Abs. 3 Satz 4 und § 9 Abs. 4 Satz 1 WPAnrV). 

HilfsmiOel werden nicht zur Verfügung gestellt. Es dürfen aber die HilfsmiTel (ohne Taschen-

rechner) mitgebracht und in der Prüfung genutzt werden, die zur schriQlichen Modulprüfung 

zugelassen waren; das gilt in den Modulprüfungen im Prüfungsgebiet „WirtschaQliches 

 
1 Ein Mitglied muss die Befähigung zum Richteramt haben. 
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Prüfungswesen, Unternehmensbewertung und Berufsrecht“ auch für die Vorbereitung des kur-

zen Vortrages. 

Unterzieht sich ein Bewerber der mündlichen Modulprüfung oder Teilen der mündlichen Mo-

dulprüfung nicht, gilt dies als RücktriT mit der Folge, dass die Modulprüfung als nicht bestanden 

gilt. Nur bei Vorliegen eines triQigen Grundes für die NichTeilnahme triT diese Rechtsfolge nicht 

ein. Im Übrigen gilt das bereits oben Gesagte (s. o. III.4.5.). 

6. Prüfungsnoten 

Die einzelnen Prüfungsleistungen, die Aufsichtsarbeiten sowie der kurze Vortrag und die Prü-

fungsabschniTe in der mündlichen Modulprüfung, werden mit sechs Notenstufen bewertet, 

wobei halbe Zwischennoten zulässig sind. 

Für die schriQliche Modulprüfung wird, sofern zwei Aufsichtsarbeiten anzuferKgen sind, eine 

Gesamtnote gebildet. Das gilt für die Prüfungsgebiete „WirtschaQliches Prüfungswesen, Unter-

nehmensbewertung und Berufsrecht“, „Angewandte BetriebswirtschaQslehre, VolkswirtschaQs-

lehre“ und „Steuerrecht“. Die Gesamtnote errechnet sich aus der Summe der Noten der beiden 

Klausuren, geteilt durch zwei. 

Wer in der schriQlichen Modulprüfung in diesen Prüfungsgebieten nicht mindestens die Ge-

samtnote 5,00 oder in „WirtschaQsrecht“ für die eine Aufsichtsarbeit nicht mindestens die Note 

5,00 erhalten hat, ist von der mündlichen Modulprüfung ausgeschlossen. Die Modulprüfung ist 

dann nicht bestanden. 

Für die mündliche Modulprüfung im Prüfungsgebiet „WirtschaQliches Prüfungswesen, Unter-

nehmensbewertung und Berufsrecht“ wird eine Gesamtnote gebildet. Sie errechnet sich aus 

der Summe der Noten für den kurzen Vortrag und für die beiden PrüfungsabschniTe, geteilt 

durch drei. In den mündlichen Modulprüfungen der übrigen Prüfungsgebiete, die jeweils einen 

PrüfungsabschniT umfassen, wird dieser mit einer Note bewertet. 

Aus der Gesamtnote (in den Prüfungsgebieten „WirtschaQliches Prüfungswesen, Unterneh-

mensbewertung und Berufsrecht“, „Angewandte BetriebswirtschaQslehre, VolkswirtschaQs-

lehre“ und „Steuerrecht“) oder der Note (im Prüfungsgebiet „WirtschaQsrecht“) der schriQli-

chen Modulprüfung und der Gesamtnote (im Prüfungsgebiet „WirtschaQliches Prüfungswesen, 

Unternehmensbewertung und Berufsrecht“) oder der Note (in den Prüfungsgebieten „Ange-

wandte BetriebswirtschaQslehre, VolkswirtschaQslehre“, „Steuerrecht“ und „WirtschaQsrecht) 

der mündlichen Modulprüfung wird eine Modulgesamtnote gebildet. Sie wird errechnet, indem 
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die Gesamtnote oder Note der schriQlichen Modulprüfung mit 6 und die Gesamtnote oder Note 

der mündlichen Modulprüfung mit 4 vervielfälKgt werden und sodann die Summe durch 10 ge-

teilt wird. 

7. Prüfungsentscheidung 

Die Prüfungsentscheidung und das Prüfungsergebnis einer Modulprüfung werden dem Bewer-

ber im Anschluss an die mündliche Modulprüfung bekannt gegeben. Bei bestandener Prüfung 

erhält der Bewerber hierüber eine Bescheinigung. 

Folgende Prüfungsentscheidungen sind möglich: 

- Prüfungsentscheidung Modulprüfung „bestanden“  

Die Prüfung ist bestanden, wenn mindestens die Note 4,00 erreicht wurde.  

- Prüfungsentscheidung Modulprüfung „nicht bestanden“ 

Die Modulprüfung ist nicht bestanden, wenn nicht eine mindestens mit der Note 4,00 be-

wertete Leistung erbracht wurde und wenn im Prüfungsgebiet „WirtschaQliches Prüfungs-

wesen, Unternehmensbewertung und Berufsrecht“ die Ablegung einer Ergänzungsprü-

fung nicht in Frage kommt. 

- Prüfungsentscheidung „Ergänzungsprüfung“ im Prüfungsgebiet „WirtschaQliches Prü-

fungswesen, Unternehmensbewertung und Berufsrecht“ 

Eine mündliche Ergänzungsprüfung kann abgelegt werden, wenn in der zweiten Wieder-

holungsprüfung eine Modulgesamtnote von mindestens 4,15 erzielt und in allen weiteren 

Prüfungsgebieten die Modulprüfung bestanden wurde. 

Eine aus einer schriIlichen und mündlichen Modulprüfung bestehende Ergänzungsprü-

fung kann abgelegt werden, wenn in der zweiten Wiederholungsprüfung eine Modul-

gesamtnote von mindestens 4,30 erzielt und in allen weiteren Prüfungsgebieten die Mo-

dulprüfung bestanden wurde. Das gilt jedoch nicht, wenn keine der Aufsichtsarbeiten im 

Prüfungsgebiet „WirtschaQliches Prüfungswesen, Unternehmensbewertung und Berufs-

recht“ mindestens mit der Note 4,00 bewertet worden ist. 

Eine Ergänzungsprüfung kann nicht abgelegt werden, wenn eine verkürzte Prüfung nur das Prü-

fungsgebiet „WirtschaQliches Prüfungswesen, Unternehmensbewertung und Berufsrecht“ um-

fasst.  
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Das Prüfungsergebnis der Modulprüfung wird den geprüQen Bewerbern auch von der Prüfungs-

stelle mitgeteilt. 

Die Prüfungsstelle teilt den geprüQen Bewerbern auch mit, ob sie die Prüfung insgesamt, das 

WirtschaIsprüfungsexamen, bestanden haben. Die Prüfung ist bestanden, wenn alle abzule-

genden Module bestanden sind. 

Jedes Modul kann innerhalb des 6-Jahres-Prüfungszeitraums zweimal wiederholt werden. Ein 

bereits bestandenes Modul verfällt innerhalb dieses Zeitraumes nicht. 

Gelingt das nicht, weil innerhalb des Prüfungszeitraumes ein Modul auch im driTen Versuch 

nicht bestanden wird oder der Prüfungszeitraum endet, ohne dass alle Module bestanden wur-

den, ist die Prüfung nicht bestanden und bestandene Module verfallen. 

8. Ergänzungsprüfung im Prüfungsgebiet „WirtschaIliches Prüfungswesen, Unternehmens-

bewertung und Berufsrecht“  

Der Bewerber muss sich innerhalb eines Jahres nach dem Tag der MiTeilung des Prüfungsergeb-

nisses zur Ablegung der Ergänzungsprüfung melden. Zum Zeitpunkt der Anmeldung zu der Er-

gänzungsprüfung darf die Zulassung zur Prüfung nicht länger als sechs Jahre zurückliegen. 

Die Ergänzungsprüfung besteht entweder aus einer mündlichen Modulprüfung oder aus einer 

schriQlichen und mündlichen Modulprüfung. Die mündliche Modulprüfung besteht jeweils aus 

einem kurzen Vortrag und zwei PrüfungsabschniTen. 

Das Prüfungsergebnis der Ergänzungsprüfung ersetzt das Ergebnis der zweiten Wiederholungs-

prüfung im Prüfungsgebiet „WirtschaQliches Prüfungswesen, Unternehmensbewertung und Be-

rufsrecht“. Der Kandidat hat die Modulprüfung bestanden, wenn die Ergänzungsprüfung min-

destens mit der Note 4,00 bewertet wurde. 

9. Wiederholung der Prüfung 

Die Prüfung insgesamt, das WirtschaQsprüfungsexamen, kann einmal wiederholt werden, bei 

„Null“ beginnend. 

Kandidaten, die das WirtschaQsprüfungsexamen als „Blockprüfung“ nach dem bis zum 15. Feb-

ruar 2019 geltenden Prüfungsrecht  

- einmal nicht bestanden haben, können das WirtschaQsprüfungsexamen noch zweimal 

wiederholen, 
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- zweimal nicht bestanden haben, können das WirtschaQsprüfungsexamen noch einmal 

wiederholen, 

jeweils nach dem aktuell geltenden Prüfungsrecht.  

Für die Wiederholung sind ein erneuter Antrag und eine erneute Zulassung erforderlich. Dem 

Antrag sind die in § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, 3 und 8 WiPrPrüfV genannten Unterlagen und Erklä-

rungen beizufügen.  

Dies gilt nicht, wenn die vorangehende Zulassung bereits vor dem 1. Januar 2004 erfolgt ist; 

diese Anträge müssen bei den LandesgeschäQsstellen der WirtschaQsprüferkammer mit allen 

erforderlichen Unterlagen und Erklärungen eingereicht werden. Dies gilt ausnahmsweise wiede-

rum nicht für Kandidaten, die vor dem 1. Januar 2004 bereits von einer LandesgeschäIsstelle 

der WirtschaQsprüferkammer zur Prüfung als WirtschaQsprüfer zugelassen worden waren.  




